
Mitte Juli, vor den jüngsten An-
schlägen in Deutschland mit 
vielen Toten und Schwerver-

letzten, verabschiedete die Bundesre-
gierung mit dem »Weißbuch 2016« eine 
neue »Sicherheitsstrategie«, die – noch 
vage definiert – auch einen Einsatz 
der Bundeswehr im Inneren vorsieht. 
Kurz nach Beginn der Parlamentsferien 
drückt Ursula von der Leyen (CDU) 
nun aufs Tempo und will das Sommer-
loch offenbar nutzen, um Fakten zu 
schaffen: Innerhalb der nächsten Wo-
chen werde mit der Innenministerkon-
ferenz der Länder festgelegt, welche 
Einsatzszenarien die Streitkräfte üben 
müssten, sagte die Verteidigungsmini-
sterin der Bild (Montagausgabe). »Im 
Ernstfall müssen die Alarmketten ste-
hen, die Zuständigkeiten klar sein und 
genug Personal zur Verfügung stehen.« 
Den Umgang mit solchen »Ernstfällen« 
soll die Bundeswehr mit der Polizei 
üben, was bisher nicht möglich war. 
Zunächst werde man eine Stabsrahmen-
übung machen, mit der das Zusammen-

spiel zwischen dem Bund und den Poli-
zeibehörden mehrerer Länder eingeübt 
werden solle. Drei Bundesländer hätten 
bereits Interesse angemeldet, so von der 
Leyen. Alle hofften, dass es nie zu ei-
nem »Großszenario« komme, das einen 
solchen Einsatz erforderlich mache. 
Die Anschläge in Paris hätten aber allen 
die Augen geöffnet. Sie stellte klar, dass 
nach der Rechtsprechung des Bundes-
verfassungsgerichts im Extremfall auch 
Militär angefordert werden könne.

In der Tat hatte Karlsruhe das Verbot 
eines Einsatzes militärischer Kräfte im 
Inland in einem Beschluss vom Juli 
2012 relativiert und festgestellt, dass die 
Bundeswehr unter strengen Auflagen 
gegen Terroristen vorgehen dürfe. In 
besonderen Notfällen, in »Ausnahme-
situationen katastrophischen Ausma-
ßes«, sei dies zum Schutz der inneren 
Sicherheit zulässig, allerdings nur als 

letztes Mittel. Kritiker des Beschlus-
ses monierten schon damals, dass die 
extremen Gefahren, von denen in dem 
Urteil die Rede ist, nicht definiert sei-
en, was staatlicher Willkür Tür und 
Tor öffne. Die nun geplante praktische 
zivil-militärische Erprobungsphase an 
der Heimatfront wird, wie es aussieht, 
Stoff für weitere juristische Kontro-
versen liefern und die engen Grenzen, 
die das Grundgesetz dem Einsatz der 
Bundeswehr im Inneren setzt, bis ans 
Äußerste strapazieren – und vermutlich 
sogar sprengen. Die strikte Trennung 
zwischen Militär und Polizei, die den 
historischen Erfahrungen aus der Zeit 
des deutschen Faschismus geschuldet 
ist, wäre endgültig passé.

Kritik an den geplanten »Antiterror-
einsätzen« der Bundeswehr im Inland 
äußerte am Montag die Gewerkschaft 
der Polizei (GdP). Diese seien sinn-

los, »die Hilfe, die wir benötigen, kann 
die Bundeswehr überhaupt nicht bie-
ten«, sagte der GdP-Vorsitzende Oli-
ver Malchow am Montag im »ZDF-
Morgenmagazin«. Wer glaube, man 
sorge für innere Sicherheit, wenn man 
»Menschen in Uniform, behelmt und 
mit langen Waffen«, in die Innenstädte 
stellt, der irre sich. »Das erhöht eher 
das Unsicherheitsgefühl der Bevöl-
kerung.« Ulla Jelpke, innenpolitische 
Sprecherin der Fraktion Die Linke im 
Bundestag, kommentierte von der Ley-
ens Pläne: »Es ist einfach nur perfide, 
wie die jüngsten Gewaltereignisse in 
Würzburg, München und Ansbach von 
politischen Hardlinern für ihre Zwek-
ke instrumentalisiert werden. Nicht nur 
von asylrechtlichen Verschärfungen ist 
nun die Rede, sondern auch von einer 
voranschreitenden Militarisierung der 
inneren Sicherheit.«

Ultimatum und Vorwürfe aus Ankara

WWW.JUNGEWELT.DE

Russischer Hubschrauber 
über Syrien abgeschossen
Moskau. Beim Abschuss eines rus-
sischer Militärhubschraubers über 
Syrien sind alle fünf Insassen getötet 
worden. Die Transportmaschine vom 
Typ »Mi-8« wurde nach Militäran-
gaben am Montag in der nordsyri-
schen Provinz Idlib vom Boden aus 
getroffen. Wie das russische Vertei-
digungsministerium mitteilte, waren 
drei Mann Besatzung und zwei ande-
re russische Offiziere an Bord.

Die fünf Toten sind nach offiziel-
ler Zählung der höchste Tagesverlust 
für die russischen Streitkräfte seit 
Beginn des Einsatzes in Syrien im 
September 2015. Die Soldaten hatten 
den Angaben nach Hilfsgüter in die 
belagerte Stadt Aleppo gebracht und 
waren auf dem Rückflug in die Luft-
waffenbasis Hamaimim. Die beiden 
Offiziere arbeiteten in dem Stab, der 
lokale Waffenruhen vermittelt und 
überwacht sowie humanitäre Hilfe 
leistet.  (dpa/jW)

Bayern verstärkt  
Schleierfahndung

München. Bayern will unter dem 
Vorwand, verstärkt gegen islami-
stischen Extremismus vorzugehen, 
auf die Auswertung gespeicherter 
Kommunikationsdaten durch den 
Verfassungsschutz setzen. Dies 
kündigte Innenminister Joachim 
Herrmann (CSU/Foto) am Montag 
bei der Vorstellung des Halbjah-
resberichts des Landesverfassungs-
schutzes in München an. Herr-
mann verwies darauf, dass mit dem 
zum August in Kraft getretenen 
Bayerischen Verfassungsschutzge-
setz nun der Inlandsgeheimdienst 
Telefonate vor ihrer Verschlüs-
selung abhören könne und der 
Behörde erstmals in Deutschland 
auch der Zugriff auf die Telekom-
munikationsverbindungsdaten 
erlaubt werde. Bayern wird dem 
Minister zufolge »seine Schleier-
fahndung verstärken und erwartet 
dies auch von anderen Bundeslän-
dern«. Flüchtlinge ohne Papiere 
müssten an den deutschen Grenzen 
festgehalten und zurückgewiesen 
werden.  (dpa/jW)

Innere Mobilmachung: Die Verteidigungsministerin probt den Ernstfall an der Heimatfront
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Abgesetzt
Tunesien: Parlament spricht Minister-

präsidenten das Misstrauen aus. 
Regierungskoalition zerbrochen

Improvisiert
Hilfspolizisten in Sachsen-Anhalt: 

Damit sie Waffen tragen dürfen, 
soll Gesetz geändert werden

Abgekanzelt
Zuma droht mit Jesus. Kommunal-

wahlen in Südafrika werden zu 
Abstimmung über Präsidenten

Munitioniert
Waffen für den Nahen Osten: Inve-

stigative Journalisten decken 
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An den Grenzen des Grundgesetzes: Verteidigungsministerin 
bereitet Bundeswehr auf Einsätze im Inland vor. Von Stefan Huth

Außenminister droht, Flüchtlingsabkommen zu kündigen. Deutscher Botschafter wieder einbestellt

In den deutsch-türkischen Bezie-
hungen kracht es immer stärker. 
Im Streit um die Pro-Erdogan-De-

monstration in Köln hat das türkische 
Außenministerium den Gesandten der 
deutschen Botschaft einbestellt. Auch 
bei den Verhandlungen um die Visum-
freiheit setzt Ankara auf Konfrontation.

Gut zwei Wochen nach dem Putsch-
versuch in der Türkei hatten am Sonntag 
Zehntausende in Köln demonstriert und 
ihre Unterstützung für Erdogan gezeigt. 
Die Veranstalter der Kundgebung hat-
ten eigentlich geplant, den türkischen 
Präsidenten live zuzuschalten, was an-

gesichts der aufgeheizten Stimmung 
verboten wurde. Präsidentensprecher 
Ibrahim Kalin hatte das Verbot durch 
das Bundesverfassungsgericht inakzep-
tabel genannt und eine »befriedigende 
Antwort« Deutschlands verlangt. 

Vizeministerpräsident Numan Kur-
tulmus hatte daraufhin der Bundesre-
publik Doppelmoral vorgeworfen. Die 
deutschen Behörden beschwerten sich 
»bei jeder Gelegenheit« darüber, dass 
die Demokratie in der Türkei einge-
schränkt werde, im Falle der Demon-
stration in Köln behinderten sie jedoch 
selbst die Meinungsfreiheit.

In der Frage der Visumfreiheit geht 
die türkische Regierung inzwischen auf 
Konfrontation zur Europäischen Union. 
Außenminister Mevlüt Cavusoglu hatte 
Brüssel indirekt ein Ultimatum gestellt. 
Wenn türkische Bürger nicht bis spä-
testens Oktober visumfrei in die EU-
Staaten einreisen können, werde die 
Türkei das am 18. März mit der EU ge-
schlossene Flüchtlingsabkommen nicht 
mehr anerkennen, warnte Cavusoglu im 
Gespräch mit der Frankfurter Allge-
meinen Zeitung. Die EU-Kommission 
will aber keinerlei Ultimatum akzep-
tieren. »Wenn die Türkei die Visalibe-

ralisierung haben möchte, müssen die 
Vorgaben erfüllt werden«, sagte eine 
Sprecherin am Montag in Brüssel.

Die EU müsse die Verhandlungen 
dazu ganz auf Eis legen, forderte Sevim 
Dagdelen, Sprecherin für internationale 
Beziehungen der Linken im Bundes-
tag. Visumfreiheit könne es mit einer 
Diktatur nicht geben. Zudem habe Er-
dogan mit der erneuten Einbestellung 
des deutschen Botschafters in Ankara 
gezeigt, dass er nicht an guten deutsch-
türkischen Beziehungen interessiert sei.
  (AFP/dpa/jW)
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Krankes System
Mehr und mehr wird das Gesund-
heitswesen dieses Landes nach den 
Grundsätzen der Profitorientierung 
organisiert. Viele Errungenschaften 
vergangener Tage wurden längst 
einer »Kostendämpfungspolitik« 
geopfert. Von Wolfgang Albers D
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Leyens           Handstreich


